
Schlussfassung (12/GE 20/284)

2. Verordnung betreffend die Änderung der Verordnung 
des Grossen Rates über die Besoldung des Staatspersonals 
(Besoldungsverordnung)

vom 22. April 2015

I.

Der  Erlass  RB  177.22 (Verordnung  des  Grossen  Rates  über  die  Besoldung  des
Staatspersonals  [Besoldungsverordnung]  vom  18. November 1998)  (Stand  1. Au-
gust 2013) wird wie folgt geändert:

§  32 Abs. 3 (geändert)
3 Die  Mitglieder  des  Regierungsrates  dürfen  Verwaltungsorganen  wirtschaftlicher
oder  gemeinnütziger  Unternehmungen  und  Organisationen  nur  angehören,  wenn
eine Vertretung im Interesse des Kantons liegt. Im Rechenschaftsbericht ist aufzu-
führen, welchen Verwaltungsorganen die Mitglieder des Regierungsrates angehören.
Die Einkünfte aus solchen Mandaten fallen in die Staatskasse.

II.

(keine Änderungen bisherigen Rechts)

III.

(keine Aufhebungen bisherigen Rechts)

IV.

Diese Verordnung tritt  auf einen durch den Regierungsrat  zu bestimmenden Zeit-
punkt in Kraft.
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http://www.rechtsbuch.tg.ch/data/177.22/de

